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Wer kann eine Impfung in An-
spruch nehmen? 
 
Alle Personen unabhängig von ihrem 
Krankenversicherungsstatus, die ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben, haben den Anspruch auf eine Schutz-
impfung gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2.  
Darüber hinaus können auch bspw. 
Grenzpendler mit Wohnsitz im Ausland 
die Schutzimpfung beanspruchen, wenn 
sie in Deutschland in bestimmten Einrich-
tung oder Unternehmen arbeiten, in de-
nen eine Eindämmung der Infektionen be-
sonders wichtig ist. Dazu zählen Einrich-
tungen des Gesundheitswesens (bspw. 
Pflegedienste) oder der kritischen Infra-
struktur (bspw. Feuerwehr). 
 
 

Welche Reihenfolge ist für die 
Impfung vorgesehen? 
 
Der oder die Impfstoffe werden zunächst 
nicht flächendeckend und zeitnah allen 
impfbereiten Menschen zur Verfügung 
stehen. Die Corona-Impfverordnung des 
Bundesgesundheitsministeriums regelt 
die Reihenfolge für eine Impfberechti-
gung. 
https://www.bundesgesundheitsministe-
rium.de/fileadmin/Dateien/3_Down-
loads/C/Coronavirus/Verordnun-
gen/CoronaImpfV_-_De_Buette.pdf 
 
Die Impfverordnung unterscheidet zwi-
schen Personengruppen, deren Impfung 

„höchste Priorität“, „hohe Priorität“ und 
„erhöhte Priorität“ hat.  
 
Die Länder und der Bund sollen den vor-
handenen Impfstoff in der sich daraus er-
gebenden Reihenfolge nutzen. Personen, 
die keiner dieser prioritär zu impfenden 
Gruppen angehören, sollen als vierte und 
letzte Gruppe geimpft werden. 
 
Innerhalb der priorisierten Gruppen soll 
wiederum eine Abstufung nach Vorrangig-
keit vorgenommen werden, die auf die 
konkrete epidemiologische Situation vor 
Ort abgestimmt ist. 
 
 

Welche Personen genießen 
„höchste Priorität“? 
 
Hierzu zählen: 
- Personen, die das 80. Lebensjahr 

vollendet haben; 
- Personen, die in stationären Einrich-

tungen zur Behandlung, Betreuung o-
der Pflege älterer oder pflegebedürfti-
ger Menschen behandelt, betreut o-
der gepflegt werden oder tätig sind; 

- Personen, die im Rahmen ambulanter 
Pflegedienste regelmäßig ältere oder 
pflegebedürftige Menschen behan-
deln, betreuen oder pflegen; 

- Personen, die in Bereichen medizini-
scher Einrichtungen mit sehr hohem 
Ansteckungsrisiko tätig sind; 

- Personen, die in medizinischen Ein-
richtungen regelmäßig Personen be-
handeln, betreuen oder pflegen, bei 
denen ein sehr hohes Risiko für einen 
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schweren oder tödlichen Krankheits-
verlauf nach einer Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 besteht. 

 
 

Welche Personen genießen 
„hohe Priorität“? 
 
Hierzu zählen: 
- Personen, die das 70. Lebensjahr 

vollendet haben; 
- Personen, bei denen ein sehr hohes 

oder hohes Risiko für einen schweren 
oder tödlichen Krankheitsverlauf 
nach einer Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 besteht (das sind 
nach der Verordnung Personen mit 
Trisomie 21, Personen mit einer De-
menz oder geistigen Behinderung, 
Personen nach Organtransplanta-
tion);  

- ausdrücklich benannte enge Kontakt-
personen von Schwangeren und von 
pflegebedürftigen Personen, die ih-
rerseits selbst höchste oder hohe Pri-
orität genießen; 

- Personen, die in stationären Einrich-
tungen zur Behandlung, Betreuung o-
der Pflege geistig behinderter Men-
schen tätig sind oder im Rahmen am-
bulanter Pflegedienste regelmäßig 
geistig behinderte Menschen behan-
deln, betreuen oder pflegen; 

- Personen, die in Bereichen medizini-
scher Einrichtungen tätig sind, wo 
eine hohe oder erhöhte Ansteckungs-
gefahr besteht (bspw. Ärzte mit un-
mittelbaren Patientenkontakt); 

- Polizei und Ordnungskräfte, die in 
Ausübung ihrer Tätigkeit zur Sicher-

stellung öffentlicher Ordnung, insbe-
sondere bei Demonstrationen, einem 
hohen Infektionsrisiko ausgesetzt 
sind; 

- Personen, die im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst oder in besonders 
relevanter Position zur Aufrechterhal-
tung der Krankenhausinfrastruktur tä-
tig sind; 

- Personen, die in Einrichtungen nach § 
36 Abs. 1 Nummer 3 oder 4 IfSG unter-
gebracht oder tätig sind (das sind Ob-
dachlosenunterkünfte und Einrich-
tungen zur gemeinschaftlichen Unter-
bringung von Asylbewerbern u.a.). 

 
 

Welche Personen genießen 
„erhöhte Priorität“? 
 
Hierzu zählen: 
 
- Personen, die das 60. Lebensjahr 

vollendet haben; 
- Personen, bei denen ein erhöhtes Ri-

siko für einen schweren oder tödli-
chen Krankheitsverlauf nach einer In-
fektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 besteht (das ist nach der Ver-
ordnung bei folgenden bestehenden 
Krankheiten der Fall: Adipositas 
(BMI30+), chronische Nierenerkran-
kung, chronische Lebererkrankung, 
Immundefizienz oder HIV-Infektion, 
Diabetes mellitus, Herzinsuffizienz, 
Arrhytmie/Vorhofflimmern oder koro-
nare Herzkrankheit oder arterielle Hy-
pertension, zerebrovaskuläre Erkran-
kungen/ Apoplex, Krebserkrankun-
gen, COPD oder Asthma bronchiale, 



 
 

Autoimmunerkrankungen oder rheu-
matische Erkrankungen); 

- Personen, die in besonders relevanter 
Position in staatlichen Einrichtungen 
tätig sind (bspw. Polizei, Feuerwehr); 

- Personen, die in besonders relevanter 
Position in weiteren Einrichtungen 
und Unternehmen der kritischen Inf-
rastruktur tätig sind (bspw. Apothe-
kenwesen, Wasser- und Energiever-
sorgung); 

- Personen in Bereichen medizinischer 
Einrichtungen mit niedrigem Anste-
ckungsrisiko (bspw. in Laboren);  

- Personen, die im Lebensmitteleinzel-
handel tätig sind;  

- Personen, die als Erzieher oder Lehrer 
tätig sind; 

- Personen, mit prekären Arbeits- oder 
Lebensbedingungen.  

 
 

Wie ist der Nachweis zu er-
bringen, dass eine Person zu 
einer prioritär zu impfenden 
Gruppe gehört? 
 
Stets ist ein Personalausweis oder ein an-
derer Lichtbildausweis, aus dem der Woh-
nort oder gewöhnliche Aufenthaltsort her-
vorgeht, vorzulegen. 
 
Personen, bei denen sich die Priorisierung 
aus der beruflichen Tätigkeit ergibt, ha-
ben eine Bescheinigung der Einrichtung o-
der des Unternehmens vorzulegen.  
 
Dasselbe gilt für Personen, deren Priori-
sierung sich aus dem Aufenthalt in einer 
Einrichtung ergibt. 
 

Enge Kontaktpersonen von Schwangeren 
und pflegebedürftigen Personen haben 
eine entsprechende Bestätigung der 
Schwangeren oder der pflegebedürftigen 
Person oder deren gesetzlicher Vertretung 
vorzulegen. 
 
Schließlich haben Personen, deren Priori-
sierung sich aus besonderen gesundheit-
lichen Aspekten ergibt, ein entsprechen-
des ärztliches Zeugnis vorzulegen. 
 
 

Kann ein bestimmter Impf-
stoff oder können bestimmte 
Umstände der Impfung ver-
langt werden? 
 
Nein. Der durch die Impfverordnung ge-
schaffene Rechtsanspruch auf eine 
Schutzimpfung gegen das Coronavirus 
SARS-CoV-2 ist nicht darauf gerichtet, den 
Impfstoff eines bestimmten Herstellers o-
der den Ort der Impfung zu wählen. 
 
 

Wird es eine Impfpflicht ge-
ben? 
 
Eine allgemeine gesetzliche Impfpflicht 
ist nicht vorgesehen.  
Bislang ist auch nicht beabsichtigt, eine 
gesetzliche Impfpflicht für bestimmte Per-
sonen- oder Beschäftigtengruppen zu re-
geln. 
 
Dass derartige Regelungen nicht gänzlich 
ausgeschlossen wären, zeigt allerdings 
die seit dem 1.3.2020 geltende Impfpflicht 
gegen Masern für bestimmte Personen- 



 
 

und Beschäftigtengruppen in Gemein-
schafts- und Gesundheitseinrichtungen. 
 
 

Darf ein Arbeitgeber verlan-
gen, dass die Beschäftigten 
sich gegen das Sars-Cov2-Vi-
rus impfen lassen? 
 
Der Arbeitgeber kann eine solche Impfung 
im Regelfall nicht verlangen. Der mit einer 
Impfung verbundene Eingriff in die körper-
liche Unversehrtheit des Beschäftigten ist 
dafür zu schwerwiegend. 
 
Für Beschäftigte, die in Ausübung ihrer 
Tätigkeit ohne Impfschutz in besonderer 
Weise das Leben und die Gesundheit Drit-
ter gefährden könnten, wird allerdings 
teilweise vertreten, dass eine arbeits-
rechtliche Nebenpflicht zur Annahme ei-
nes Impfangebots bestehen könnte. Unter 
welchen konkreten Umstände dies zu be-
jahen wäre, ist rechtlich allerdings nicht 
abschließend geklärt. Jedenfalls in klas-
sischen Handels- und Produktionsbetrie-
ben dürften solche Umstände typischer-
weise nicht vorliegen. 
 
 

Dürften denn Arbeitgeber und 
Betriebsrat gemeinsam eine 
solche betriebliche Impf-
pflicht regeln? 
 
Die Betriebsparteien haben bei ihren Re-
gelungen ebenfalls die Persönlichkeits-
rechte der Beschäftigten zu achten und zu 
schützen, § 75 Abs. 2 BetrVG. Daraus folgt, 
dass ein Eingriff in die körperliche Unver-
sehrtheit in Gestalt einer zwingenden 

Pflicht zur Impfung auch durch eine Be-
triebsvereinbarung in der Regel nicht zu 
rechtfertigen ist. 
 
Dort allerdings, wo ausnahmsweise ein 
solcher Eingriff unter bestimmten Um-
ständen zu rechtfertigen ist, ist es Auf-
gabe der Betriebsparteien die Modalitä-
ten interessengerecht auszugestalten. 
 
 
Darf ein Arbeitgeber die Be-
schäftigung von Arbeitneh-
mern verweigern, die eine 
Impfung nicht nachweisen? 
 
Der Arbeitgeber darf auch durch die Wei-
gerung, nicht geimpfte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer zu beschäftigen, 
keinen mittelbaren Druck zu einer Imp-
fung aufbauen. Von den Fällen abgese-
hen, in denen ausnahmsweise eine Impf-
pflicht in Betracht gezogen werden 
könnte, bleibt er daher arbeitsvertraglich 
zur Beschäftigung – mit oder ohne Imp-
fung - verpflichtet.  
 
Stellt ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer 
dennoch vor die Wahl, sich entweder imp-
fen zu lassen oder nicht mehr beschäftigt 
zu werden, könnte dies sogar den Straftat-
bestand der Nötigung erfüllen, § 240 
StGB. 
 
Im Übrigen hat der Arbeitgeber im Regel-
fall kein Recht vom Beschäftigten auch 
nur Auskunft über das Vorliegen oder 
Nichtvorliegen einer Impfung zu verlan-
gen. 
 
 
Darf ich mich während der Ar-
beitszeit impfen lassen?  
 
Dort, wo dies nicht durch spezielle Rege-
lungen ausdrücklich gestattet ist, ist ein  



 
 

Beschäftigter im Grundsatz gehalten, 
Impftermine auf die Zeit außerhalb der 
Arbeitszeit zu legen. Allerdings muss der 
Beschäftigte dafür keine unzumutbaren 
Umstände auf sich nehmen. 
 
Es steht zu erwarten, dass für die Corona 
SARS-CoV-2 Schutzimpfung einer impfbe-
rechtigten und impfwilligen Person ein 
Termin zugewiesen wird und allenfalls ge-
ringfügige Spielräume für persönliche Ter-
minwünsche bestehen werden. Liegen 
sämtliche zeitnahen Terminangebote in 
der Arbeitszeit, wird es dem Beschäftigten 
in der Regel nicht zuzumuten sein, die 
Impfung auf deutlich spätere Zeiten zu 
verschieben. Der Beschäftigte ist dann be-
rechtigt, für die Inanspruchnahme der 
Impfung der Arbeit fernzubleiben. 
 
 
Was ist mit der Vergütung in 
dieser Zeit? 
 
Ob diese Ausfallzeit vom Arbeitgeber zu 
vergüten ist, richtet sich in erster Linie 
nach den maßgeblichen Regelungen in 
einschlägigen Tarifverträgen, ggf. auch 
Betriebsvereinbarungen oder dem 
Arbeitsvertrag. 
 
Ist diese Frage nicht geregelt, kann § 616 
BGB einen Anspruch auf Fortzahlung der 
Vergütung gewähren. Häufig ist diese 
Regelung jedoch abbedungen oder 
modifiziert, so dass sie nicht greift. 
 
Die Frage nach der Vergütungspflicht kann 
daher nur unter Berücksichtigung der 
Umstände im Einzelfall verbindlich 
beantwortet werden. 
 
Der DGB hat sich für eine eigenständige 
gesetzliche Regelung eingesetzt, die 
sicherstellt, dass Beschäftigte die Corona 
SARS-CoV-2 Schutzimpfung während der 
Arbeitszeit unter Fortzahlung der 

Vergütung in Anspruch nehmen können. 
Bislang besteht eine solche spezielle 
Regelung allerdings nicht. 
 
 
Muss der Arbeitgeber eine 
Impfung im Betrieb ermögli-
chen? 
 
Grundsätzlich können auch Impfungen 
Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge sein, die ein Arbeitgeber seinen Be-
schäftigten anbieten muss.  
 
Für die Corona-Schutzimpfungen und Be-
triebe, in denen nicht typischerweise vor-
rangig zu impfende Personen arbeiten, 
wird dies bis auf Weiteres aber schon 
praktisch nicht möglich sein. Die Impf-
stoffknappheit, die erforderliche Aus-
wahlentscheidung vorrangig zu impfender 
Personen und die besonderen Anforde-
rungen an die Lagerung des zur Zeit vorge-
sehenen Impfstoffes stehen dem entge-
gen.  
 
Es ist vorgesehen, dass die Impfungen in 
Impfzentren oder durch mobile Impfteams 
erbracht werden. Es ist aber nicht ausge-
schlossen, dass die mobilen Impfteams 
Impfungen auch in Betrieben anbieten 
werden, um den dort tätigen Beschäftig-
ten einfach und unkompliziert die Imp-
fung zu ermöglichen. Dabei können auch 
Betriebsärzte mitwirken. Es erscheint 
sinnvoll, solche betrieblichen Angebote 
zu unterstützen. 
 
Muss der Arbeitgeber mich bei 
der Inanspruchnahme der Imp-
fung unterstützen? 
 
Beschäftigte, die wegen ihrer beruflichen 
Tätigkeit zu den vorrangig zu impfenden 
Personen gehören, haben ihre Anspruchs-
berechtigung durch eine entsprechende 



 
 

Bescheinigung des Arbeitgebers zu er-
bringen.  
 
Daraus wird man herleiten können, dass 
der Arbeitgeber gegenüber dem Beschäf-
tigten rechtlich verpflichtet ist, die Be-
scheinigung auszustellen. 
 
 
Welche Konsequenzen hat es 
für den Entschädigungsan-
spruch nach dem IfSG, wenn 
ich mich nicht freiwillig imp-
fen lasse? 
 
Beschäftigte, die sich trotz entsprechen-
der Möglichkeit nicht impfen lassen, lau-
fen Gefahr, vom Entschädigungsanspruch 
ausgeschlossen zu sein, sollten sie einer 
Quarantäneanordnung unterworfen wer-
den. 
 
Beschäftigte, die durch eine behördliche 
Anordnung unter Quarantäne gestellt wer-
den und die dadurch einen Verdienstaus-
fall erleiden, haben zwar grundsätzlich 
Anspruch auf eine Entschädigung gemäß 
§ 56 Abs. 1 IfSG.  
Dieser Anspruch ist unter anderem aber 
dann ausgeschlossen, wenn die Quaran-
täneanordnung durch die Inanspruch-
nahme einer Schutzimpfung, die öffent-
lich empfohlen wurde, vermeidbar gewe-
sen wäre.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Welche Konsequenzen hat es 
für den Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall,  
wenn ich mich nicht freiwillig 
impfen lasse? 
 
Erkrankt ein Beschäftigter hat er einen An-
spruch auf Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall gegen den Arbeitgeber. Das gilt 
im Ergebnis auch dann, wenn ein Beschäf-
tigter an Covid-19 erkrankt, obwohl er sich 
hätte impfen lassen können. 
 
Einige Juristen vertreten die Auffassung, 
dass der Arbeitsausfall in diesen Fällen 
nicht allein auf der Erkrankung beruht und 
daher auch kein Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung im Krankheitsfall gegen den Ar-
beitgeber besteht. Denn bei einer Erkran-
kung an Covid-19 wird der Beschäftigte re-
gelmäßig – und das ist auch in absehba-
rer Zukunft noch so zu erwarten - zugleich 
unter Quarantäne gestellt.  
 
Das BAG hat dazu allerdings ausgeführt, 
dass die Quarantäne nur die Folge der Er-
krankung ist und nicht weitere Ursache 
des Arbeitsausfalls, weshalb der An-
spruch auf Entgeltfortzahlung gegen den 
Arbeitgeber nicht ausgeschlossen sei 
(BAG, Urteil vom 26. April 1978 – 5 AZR 
7/77). 
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